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Kurzinformationen

•	 Persönliche Daten, Bankverbindungen 
und Verträge – vieles Sensibles lässt 
sich mal eben schnell telefonisch 
erfragen oder ändern. Deshalb müssen 
Service-Hotlines von TK-Anbietern 
verlässlich prüfen, wer da am anderen 
Ende ist. In Anbetracht vom BfDI 
festgestellter Mängel bessert die 
Branche aktuell nach und verlangt 
künftig eine sichere Authentifizierung.

•	 Es gibt viele gute Gründe für alternative 
Social-Media-Angebote. Deshalb 
bietet der BfDI bereits seit Oktober 
2020 Bundesbehörden an, besser auf 
seiner Mastodon-Instanz zu tröten, als 
andernorts zu zwitschern. Nach langem 
Zögern konnten sich seit November 
2022 nun doch mehr als 100 öffentliche 
Stellen für das Fediverse begeistern.

Termine

	→ 11. Mai 2023 
Der BfDI veranstaltet im Berliner dbb 
forum in der Friedrichstraße 169 von 19 
bis 21 Uhr sein ‚Politisches Frühlings-
forum‘. Es geht der Frage nach: „Endet 
Datenschutz am Werkstor? Wie steht es 
um den Beschäftigtendatenschutz?“
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Das abgelaufene Berichtsjahr: 
International und postpandemisch 
BfDI übergibt 31. Tätigkeitsbericht

Nun ist es wieder soweit: Die Übergabe des jährlichen Tätigkeitsberichts des BfDI an die 
Bundestagspräsidentin. Zwei Entwicklungslinien fallen inhaltlich auf. Waren die Jahre zuvor noch 
stark pandemiegeprägt, setzte 2022 eine wiedergewonnene Normalität ein. Gleichzeitig war die 
Arbeit des BfDI noch nie so international.

Geschäftsanfall, Beschwerde- und Kontrollaufkommen 
sowie Beratungstätigkeit blieben weitgehend konstant. 
Ebenso konstant blieben alte Problemfelder – egal, ob 
E-Rezept, Elektronische Patientenakte, European Health 
Data Space oder Initiativen in anderen Bereichen: es wird 
nicht versucht, neue Projekte datenschutz- und damit 
rechtskonform auszugestalten, sondern stattdessen später 
Verzicht beim Datenschutzniveau gefordert.

Eine Herangehensweise, die am Ende allen nur schadet. Denn es ist nicht der Datenschutz, 
der sinnvolle Projekte ins Wanken bringt, sondern meist falsche Weichenstellungen zu Anfang. 
Planungsfehler, Zeitverzug,  Mehrkosten und richterliche Stoppschilder wären vermeidbar, wenn 
frühzeitig das Gespräch gesucht und Hinweise beherzigt würden. Denn Datenschutz ist sehr wohl 
ein konstruktiver Türöffner.

Von großem Stellenwert 2022: Im Zuge des deutschen G7-Vorsitzes lud der BfDI die G7-
Datenschutzaufsichtsbehörden nach Bonn ein. Als Mitglied des Exekutiv-Komitees der Global 
Privacy Assembly, des internationalen Zusammenschlusses nationaler 
Datenschutzaufsichtsbehörden, nahm der BfDI an deren Konferenz in Istanbul teil. Als 
Vorsitzender der International Working Group on Data Protection in Technolgy leitete er zudem 
zwei Sitzungen in Tel Aviv und London. Hinzu kamen zahlreiche Sitzungen des Europäischen 
Datenschutzausschusses.

Weiterführende Infos

Den 31. Tätigkeitsbericht finden Sie hier:	

Weiterlesen → 
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https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Taetigkeitsberichte/31TB_22


1 Jahr Vorsitz der Datenschutzkonferenz 
Eine Bilanz

Im Jahr 2022 hatte der BfDI den Vorsitz der Datenschutzkonferenz (DSK) 
turnusmäßig für ein Jahr übernommen. Das Gremium ist Schnittstelle in der 
Koordination der Aufsicht und sonstigen Arbeit der Datenschutzbehörden 
von Bund und Ländern und deren gemeinsame Stimme. Wichtigster 
inhaltlicher Schwerpunkt des Vorsitzjahres war das Thema Forschungsdaten. 
Mit der Petersberger Erklärung gelang es, grundlegende Garantien und Maßnahmen für eine 
datenschutzkonforme verstärkte Nutzung von Daten zur Forschung als gemeinsame Position zu 
formulieren.

Neben der allgemeinen Organisation der Arbeit 
der DSK mit ihren Konferenzen stand auch die 
Fortentwicklung des Gremiums im Mittelpunkt. 
Dies auch als Reaktion auf den – mitunter 
leider auch zurecht – erhobenen Vorwurf, der 
Föderalismus behindere an einigen Stellen einen 
einheitlichen Verwaltungsvollzug und schaffe 
so Rechtsunsicherheiten. Ziel des BfDI waren 
daher zielorientierte und langfristig tragfähige 
gemeinsame Lösungen.

Positives Ergebnis ist eine Änderung der Geschäftsordnung mit einer Selbstbindung bei 
Mehrheitsentscheidungen in Form von Beschlüssen, die mit Zweidrittelmehrheit gefasst werden. 
Zudem gibt sich die DSK zunächst probehalber ein Präsidium aus letztjährigem, aktuellem und 
nächstjährigem Vorsitz unter Einschluss beider Vertreter im Europäischen Datenschutzausschuss 
(BfDI und stellvertretend der bayerische Landesdatenschutzbeauftragte). Mit dem Gremium soll 
mehr Agilität in der Koordination, Aktion und Reaktion der Datenschutzaufsichtsbehörden 
gewonnen werden. Offen ist hingegen noch die vom BfDI befürwortete Schaffung einer DSK-
Geschäftsstelle.

Weiterführende Infos

Homepage der Datenschutzkonferenz:

Weiterlesen →

Datenschutzkonferenz auf dem Petersberg bei Bonn
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https://www.datenschutzkonferenz-online.de/


Weshalb die Fanpage der 
Bundesregierung ein Problem ist 
BfDI untersagt Betrieb

Eine Facebook-Fanpage ist bei vielen ein essentielles Element der Öffentlichkeitsarbeit, so auch 
bei der Bundesregierung. Was aber insbesondere von staatlichen Stellen mit Verantwortung für 
rechtskonformes Verhalten nicht ausgeblendet werden kann: der Betreiber einer Fanpage trägt 
Mitverantwortung für die Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung des Social-Media-Anbieters. 
Genau für die kann die Bundesregierung aber nicht einstehen, weil Facebook sie dazu nicht 
in die Lage versetzt. Deswegen hat der BfDI ihr den Weiterbetrieb der Fanpage untersagt. Das 
Bundespresseamt als Adressat des Bescheides vom 17.02.2023 hat ab Zugang vier Wochen Zeit, 
diesen umzusetzen oder Klage zu erheben. 

„Ich habe lange darauf hingewiesen, dass der Betrieb einer Facebook-Fanpage zumindest derzeit 
nicht datenschutzkonform möglich ist. Das zeigen unsere eigenen Untersuchungen und das 
Kurzgutachten der Datenschutzkonferenz. Alle Behörden stehen in der Verantwortung, sich 
vorbildlich an Recht und Gesetz zu halten. Dies ist nach dem Ergebnis meiner Prüfungen beim 
Betrieb einer Fanpage wegen der umfassenden Verarbeitung personenbezogener Daten der 
Nutzenden durch Facebook selbst aktuell unmöglich. Ich finde es wichtig, dass der Staat über 
soziale Medien erreichbar ist und Informationen teilen kann. Das darf er aber nur, wenn die 
Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger gewahrt bleiben.“, so der BfDI, Professor Ulrich Kelber.

Auch der europäische Datenschutzausschuss hat vor kurzem in einem Beschluss festgehalten, 
dass Facebook die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung bestimmter personenbezogener Daten 
fehlt.

Weiterführende Infos

Bescheid des BfDI vom 17.02.2023:

Weiterlesen →
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https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/DokumenteBfDI/Dokumente-allg/2023/Bescheid-Facebook-Fanpage.pdf
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Justitia gefragt wie nie 
Rechtswidrige Datenverarbeitungen fallen erneut vor Gericht durch

Leider sind dies keine Einzelfälle, sondern fast ein regelmäßiges Phänomen: Neue 
Datenverarbeitungen, bei denen der Datenschutz und Datenschutzberatung leichtfertig 
übergangen werden. Diese erleiden dann vor Gericht vermeidbaren Schiffbruch und sind 
schädlich für das Vertrauen in den Rechtsstaat. Jüngste Beispiele:

Das Bundesverwaltungsgericht hat am 16. Februar 2023 
entschieden, dass digitale Datenträger von Geflüchteten, 
wie beispielsweise Handys, nicht einfach pauschal 
ausgewertet werden dürfen. Das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge muss stattdessen zunächst die vorhandenen 
Erkenntnisse und Dokumente berücksichtigen. Der BfDI 
hatte die nun als unzureichend festgestellte Regelung schon 
im Gesetzgebungsprozess 2017 als verfassungsrechtlich 
fragwürdig kritisiert.

Wenige Stunden vorher hat das Bundesverfassungsgericht der automatisierten Datenanalyse 
durch die Polizei in ihrer jetzigen Form eine Absage erteilt. In diesem Verfahren wurde der BfDI 
als Experte angehört und hatte die Rechtmäßigkeit der Regelungen in Hamburg und Hessen 
angezweifelt.

Der BfDI begrüßt beide Urteile und fordert, dass Bedenken der Zivilgesellschaft und Warnungen 
der zuständigen Datenschutzbeauftragten ernst genommen werden müssten: „Es kann nicht 
sein, dass falsche Entwicklungen immer erst von den Gerichten gestoppt werden. Meine Behörde 
wird sich deshalb weiterhin mit Beratungen und Warnungen für die Grundrechte der Bürgerinnen 
und Bürger einsetzen.“

Weiterführende Infos	

Zur Pressemitteilung:
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https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/05_Kritik_Datenverarbeitung.html?nn=251944
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